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KURZ KOMMENTIERT

Arbeitsmarkt

Last der Lohnpolitik

Nachdem die Arbeitslosenzahl in Ostdeutschland von 
Januar bis Juni um 220000 gesunken war, ist sie im Juli 
um 65000 gestiegen. Die Zunahme fiel geringer aus, als 
zuvor -  als Folge eines erneuten Entlassungsschubs -  er­
wartet worden war. Dies bestätigt die Einschätzung, daß 
beim Umbau der ostdeutschen Wirtschaft Fortschritte er­
zielt wurden. Nach wie vor gehen jedoch auch von ar­
beitsmarktpolitischen Maßnahmen in hohem Maße entla­
stende Wirkungen aus. Im weiteren Verlauf des Jahres 
dürfte die Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland noch stei­
gen. Es ist damit zu rechnen, daß sich der Beschäfti­
gungsabbau vorerst noch fortsetzt, wenn auch in verlang­
samtem Tempo, während arbeitsmarktpolitische Maß­
nahmen künftig weniger entlastend wirken werden. Im 
Jahresdurchschnitt wird die Arbeitslosenzahl wohl an­
nähernd 1,25 Millionen betragen. Eine Tendenzwende 
am ostdeutschen Arbeitsmarkt ist erst 1993 zu enwarten. 
Der Personalbestand wird aber auch dann nur sehr all­
mählich aufgestockt werden und die Arbeitslosenzahl nur 
sehr wenig sinken.

Ein erhebliches Hindernis für eine nachhaltige Besse­
rung am ostdeutschen Arbeitsmarkt bilden die exzessi­
ven Lohnerhöhungen; sicherlich haben die umfassenden 
arbeitsmarktpolitischen Stützmaßnahmen diese Fehl­
entwicklung begünstigt. Eine zurückhaltende, am Pro­
duktivitätsfortschritt orientierte Lohnpolitik dagegen 
würde helfen, bestehende Arbeitsplätze zu sichern, und 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze durch private Investo­
ren erleichtern. Auch eine Lohnerhöhungspause wäre ein 
geeignetes Mittel zur Überbrückung der Anpassungs­
schwierigkeiten am Arbeitsmarkt. Öffnungsklauseln in 
Tarifverträgen für Vereinbarungen auf Betriebsebene, 
wie in der ostdeutschen Druckindustrie bereits vor­
handen, sollten auch in anderen Branchen eingeführt 
werden. Der Entwurf der Bundesregierung zur befristeten 
und auf Ostdeutschland begrenzten Änderung des Be­
triebsverfassungsgesetzes ist daher zu befürworten, sp

Unternehmensteuerreform

Verbesserte Reaiisierungschance

Die SPD hat einen Vorschlag zur Reform der Unterneh­
mensteuern vorgelegt: Senkung des Körperschaftsteuer­
satzes für einbehaltene Gewinne von 50 auf 45% unter 
Beibehaltung des Körperschaftsteuerausschüttungssat­
zes sowie des Einkommensteuer-Spitzensatzes von 
53%, Optionsrecht auf den Körperschaftsteuersatz für
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einbehaltene Gewinne für einkommensteuerpflichtige 
Unternehmen, steuerfreie Investitionsrücklage, Senkung 
der Erbschaftsteuer bei der Übertragung von Unterneh­
men, Einschränkung der Abschreibungsmöglichkeiten 
zur aufkommensneutralen Finanzierung der Entlastun­
gen in Höhe von 7,5 Mrd. DM. Der SPD-Vorschlag soll 
darauf abzielen, nur die investive Gewinnverwendung 
steuerlich zu entlasten, um damit Investitionen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen zu fördern.

Die Chance zur Realisierung einer weiteren Stufe der 
Unternehmensteuerreform hat sich nach diesem Vor­
schlag und der relativ positiven Reaktion aus dem Regie­
rungslager verbessert. Unterschiedliche Auffassungen 
scheinen nur noch hinsichtlich der Senkung des Einkom­
mensteuer-Spitzensatzes zu bestehen. Wer in gesamt­
wirtschaftlichen Zusammenhängen denkt, wird auch sie 
notwendig finden, denn der Ersparnis der sogenannten 
Besserverdienenden ist eine mittelbare investive Ver­
wendung nicht abzusprechen.

Ob es zu einer Reform kommt, die ihren Namen ver­
dient, ist aber fraglich. Auch das Festhalten am Körper­
schaftsteuerausschüttungssatz von 36%, dem auch die 
CDU positiv gegenübersteht, ignoriert die gesamtwirt­
schaftlichen, allokativen Wirkungen der Finanzierung 
von Investitionen über den Kapitalmarkt. Das Options­
recht würde außerdem das Steuerrecht nicht einfacher, 
sondern komplizierter machen und Verzerrungen zwi­
schen den einzelnen Einkunftsarten im Steuerrecht 
schaffen. Eine Unternehmensteuerreform sollte auch die 
-  und sei es aufkommensneutrale -  Abschaffung der Ge­
werbe- und der betrieblichen Vermögensteuer einbezie­
hen. Im internationalen Vergleich sind dies Zusatzsteu­
ern, ihre Beseitigung im Zuge des Europäischen Binnen­
marktes wäre auch steuersystematisch konsequent, ws

Arzneimittel

Begrenzung der Verschreibungen

Die Vorschläge des Gesundheitsministers Seehofer zur 
Reform der Gesetzlichen Krankenversicherung beinhal­
ten eine Budgetierung der Verschreibungen von Arznei­
mitteln, Heilmitteln und Kuren. Steigen die Ausgaben für 
diese Verschreibungen 1993 gegenüber 1991 stärker als 
die Grundlohnsumme, wird das Gesamthonorar für die 
Kassenärzte um den entsprechenden Betrag gekürzt. 
Wird das Budget nicht überschritten und gelingt es den 
Kassenärztlichen Vereinigungen und Krankenkassen, 
Richtgrößen für die Verschreibung von Arzneimitteln zu 
vereinbaren, soll die Budgetierung ab 1994 entfallen.

Es hat sich als notwendig erwiesen, die Verschreibun-
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gen durch die Kassenärzte zu begrenzen. Bislang be­
stand kein ausreichendes Gegengewicht gegen das In­
teresse der Kassenärzte, durch eine großzügige Ver­
schreibungspraxis um die Gunst der Patienten zu konkur­
rieren. Die Budgetierung allein führt jedoch nicht zu einer 
Änderung des Verschreibungsverhaltens, weil lediglich 
die Ärzteschaft als Gruppe, nicht aber der einzelne Arzt, 
ein Interesse daran hat, eine Kürzung des Gesamthono­
rars zu vermeiden. Es ist nun insbesondere die Aufgabe 
der Kassenärztlichen Vereinigungen, dafür zu sorgen, 
daß der einzelne Kassenarzt nicht über das medizinisch 
notwendige Maß hinaus verschreibt. Um dies zu errei­
chen, können die Kassenärztlichen Vereinigungen 1993 
bei der Verteilung des Gesamthonorars an die einzelnen 
Kassenärzte maßvolles Verschreibungsverhalten beloh­
nen. Später sollten Ärzte, die die dann bestehenden 
Richtgrößen nicht einhalten, in Regreß genommen wer­
den.

Die neue Regelung kann einen Beitrag dazu leisten, 
den Anstieg der Arzneimittelausgaben abzubremsen. Es 
bleibt zu hoffen, daß es der Selbstverwaltung gelingt, 
Richtgrößen zu vereinbaren, um damit das dirigistische 
Instrument der Budgetierung abzulösen. al

Kohlesubventionen

Grundlegende Korrektur

Im vergangenen November hatte sich die sogenannte 
Kohlerunde auf ein Konzept zur Zukunft der deutschen 
Steinkohle geeinigt, das eine allmähliche Schrumpfung 
der heimischen Förderung von 70 Mill. Tonnen auf 50 Mill. 
Tonnen im Jahr 2005 vorsah. Damit sollte der Forderung 
der EG-Kommission nach einem Abbau der hohen Sub­
ventionen von mehr als 10 Mrd. DM pro Jahr Rechnung 
getragen werden. Ob dieses Ziel erreicht wurde, ist je­
doch fraglich; denn Anfang August wurde bekannt, daß 
die Kommission an neuen, strengeren Regeln für die 
Subventionierung des Steinkohlenbergbaus arbeitet, die 
Anfang 1994 in Kraft treten sollen.

Nach dem neuen Konzept wird EG-Kohle zunehmend 
dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt werden. Bis­
lang garantieren die Schutzmaßnahmen noch beträcht­
lich höhere Preise, als sie auf dem Weltmarkt gelten. 
Nach dem vorliegenden Entwurf, der zwischen Förder­
und Stillegungssubventionen unterscheidet, sollen För­
derhilfen für Gruben mit überdurchschnittlichen Förder­
kosten längstens bis 1997 gewährt werden, danach erhal­
ten die Unternehmen nur noch Stillegungshilfen.

Das Beharren der EG-Kommission auf einer Be­
schleunigung des Subventionsabbaus bedeutet eine 
grundlegende Korrektur der protektionistischen Kohle-
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P o li t ik  der Gemeinschaft. Es ist jedoch noch ungewiß, wie 
der Vorschlag endgültig aussehen wird, wenn er, wie vor­
gesehen, Ende des Jahres dem Ministerrat zur Erörte­
rung vorliegt. Eine vollständige Ablehnung durch die Ver­
treter der Kohleländer ist zwar kaum zu erwarten, da die 
bisherigen Ausnahmeregelungen Ende 1993 auslaufen 
und ohne eine Neuregelung anschließend das generelle 
Sutj^entionsverbot der EG gelten würde. Es ist jedoch ab­
zusehen, daß vor allem die Bundesregierung bemüht 
sein wird, den Brüsseler Vorschlag zu entschärfen, um 
die andernfalls zu erwartenden erheblichen zusätzlichen 
Anpassungsprobleme für die deutschen Kohleregionen 
abzuwenden, zumindest aber in Grenzen zu halten, ma

EG-Kohäsionsfonds

Kontroversen um Mittelausstattung

Im Rahmen der anstehenden Entscheidungen über den 
mittelfristigen Finanzrahmen 1993 bis 1997 -  populär als 
Delors-Il-Paket bezeichnet -  dürfte es über die Ausstat­
tung des „Kohäsionsfonds" zwischen Nutznießern und 
Zahlern zu heftigen Kontroversen kommen. Der Fonds -  
ein Zugeständnis an die vier ärmsten EG-Länder Spa­
nien, Portugal, Irland und Griechenland -  ist vor dem 
31.12.1993 zu errichten. Durch ihn sollen „Vorhaben in 
den Bereichen Umwelt und transeuropäische Netze auf 
dem Gebiet der Verkehrsinfrastruktur“ in EG-Ländern mit 
einem Pro-Kopf-BSP von weniger als 90% des Gemein­
schaftsdurchschnittes unterstützt werden. Diese müssen 
zudem ein Programm zur Erfüllung der in Art. 104c des 
Maastricht-Vertrages genannten Bedingungen der w irt­
schaftlichen Konvergenz vorweisen.

Bislang ist noch nicht klar, wieviel Mittel in den Fonds 
eingestellt werden. Die Kommission geht von etwa 
10 Mrd. ECU aus. Im Delors-Il-Paket waren für die Struk­
turfonds (Agrar-, Sozial- und Regionalfonds) zuzüglich 
Kohäsionsfonds für 1997 rund 30 Mrd. ECU vorgesehen. 
Real würden die „Strukturmittel“ damit von 1993 an um 
fast 10% jährlich steigen, nachdem sie 1987 bis 1992 
schon verdoppelt wurden. Ihr Anteil am EG-Haushalt 
hätte sich damit von 18% 1987 auf 34% 1997 erhöht. Die 
Kommission will den Finanzrahmen für den u. a. durch 
den Kohäsionsfonds entscheidend steigenden Finanzbe­
darf von 1,2% auf 1,37% des BSP bis 1997 oder 1999 
ausweiten. Angesichts starker Zweifel an der Effizienz 
der bestehenden Fonds sollten die „Nettozahler“ bei den 
Strukturmitteln einschließlich denen des Kohäsions­
fonds auf eher knappe zusätzliche Ausstattungen drän­
gen. Dafür spricht auch, daß die Kommission anschei­
nend an die vorzulegenden Konvergenzprogramme zu­
nächst keine großen Ansprüche stellen will. kr
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